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Mit der neuen Richtlinie werden auch die auf der Grund­
lage der entsprechenden Nonnen des materiellen Rechts im 
Zusammenhang mit der Richtlinie Nr. 18 stehenden Rechts­
sätze und Orientierungen zu einzelnen Fragen zusammen­
gefaßt und konzentrierte, übersichtliche und für jedermann 
verständliche Regelungen getroffen. Die Richtlinie erleichtert 
es auch aus dieser Sicht den Bürgern, im Interesse der unter­
haltsberechtigten Kinder eigenverantwortliche Regelungen 
möglichst ohne Inanspruchnahme der Gerichte zu treffen. 
Das ist auch für die weiterhin überwiegend freiwillige und 
verantwortungsbewußte Erfüllung der gesetzlichen Pflichten 
wichtig.

Stabilität bestehender Unterhaltsfestlegungen

Die bewährten Grundsätze der Richtlinie Nr. 18, insbesondere 
auch zur Höhe der Unterhaltssätze, werden beibehalten. Die 
Richtlinie gewährleistet, daß auch künftig die Höhe des Unter­
halts nach der Richtsatztabelle bestimmt wird. Um ihre Be­
nutzung noch mehr zu erleichtern, ist sie durch eine weitere 
Staffelung ergänzt worden. Auf der Grundlage der Bestim­
mungen des § 22 FGB wird die neue Richtlinie auch künftig 
sichern helfen, daß Änderungen der für die Bemessung der 
Höhe des Unterhalts maßgebenden Verhältnisse, wie sie in der 
Richtlinie konkret und verständlich genannt werden, sich im 
Wege der vereinbarten Abänderung zwischen den Beteiligten 
oder der Abänderungsklage in der Höhe des Unterhaltsbe­
trages niederschlagen.

Die in der Richtsatztabelle bisher festgelegten und prak­
tisch bewährten Unterhaltssätze wurden nicht verändert. Für 
die Beteiligten der Unterhaltsrechtsverhältnisse wird daher 
durch die neue Richtlinie keine veränderte Situation ein- 
treten, da auch durch die neue Berechnungsweise hinsichtlich 
des anrechnungsfähigen Einkommens die bestehenden Unter­
haltsfestlegungen nicht verändert werden. Es ist also Konti­
nuität gewährleistet und inhaltlich gesichert, daß bestehende 
Unterhaltsfestlegungen, die auf der Grundlage der Richtlinie 
Nr. 18 erfolgten, nicht angetastet werden. Mit der Richtlinie 
wird das Unterhaltsrecht selbst nicht berührt. Vielmehr wird 
eine für die Rechtsprechung verbindliche Auslegung und Kon­
kretisierung der Unterhaltsbestimmungen des FGB gegeben. 
Die Regelungen der Richtlinie können daher auch nicht zur 
Begründung von Unterhaltsabänderungsklagen dienen.

Das sind Konsequenzen, die insbesondere in der Arbeit 
der Sekretäre und bei der Rechtsauskunft und -erläuterung 
der Kreisgerichte beachtet werden müssen, um ggf. Unklar­
heiten, unbegründete Ersuchen und Abänderungsklagen zu 
vermeiden. Das darf selbstverständlich nicht dazu führen, die 
wichtige Praxis, Bürger bei der Durchsetzung ihrer begründe­
ten Unterhaltsansprüche zu unterstützen, insbesondere wenn 
sich ergibt, daß auch nach der Richtlinie Nr. 18 ein wesentlich 
anderer Betrag hätte festgesetzt werden müssen, irgendwie 
emzuschränken. Im Gegenteil: Ihrem Anliegen gemäß ist die 
neue Richtlinie für die weitere Förderung der eigenverant­
wortlichen Regelung der Unterhaltsbeziehungen auf der 
Grundlage des Familienrechts durch die Bürger selbst, für 
die Sicherung der Kontinuität und Stabilität der Unterhalts­
rechtsprechung und für die weitere Gewährleistung einer 
festen Rechtssicherheit im Interesse der unterhaltsberechtig­
ten Kinder voll zu nutzen.
(Der vorstehende Beitrag ist die geringfügig gekürzte Fas­
sung des Referats, das der Verfasser in der Plenartagung 
des Obersten Gerichts am 16. Januar 1986 hielt. — D. Red.)
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1. Die neue Richtlinie knüpft zum Teil an bewährte Erfah­
rungen in der Arbeit der Gerichte auf der Grundlage der 
Richtlinie Nr. 18 an. Das betrifft neben der Richtsatztabelle 
die Darlegungen zur familienrechtlichen Pflicht beider El­

ternteile, für die Befriedigung des materiellen Lebensbedarfs 
ihrer Kinder entsprechend ihren wirtschaftlichen Verhält­
nissen einzustehen, und die Aussage, daß die wirtschaftlichen 
Verhältnisse beider Elternteile die Bedürfnisse der Kinder 
bestimmen (Ziff. 1.1. der Richtlinie). Hieraus folgt, daß es we­
der einen bestimmten Mindestsatz noch einen bestimmten 
Höchstsatz für den Unterhalt geben kann.

Ausgehend von Ziff. 1.1. der Richtlinie und im Hinblick 
auf vereinzelte Unsicherheiten! zur bisherigen Richtsatz­
tabelle, wurde in Ziff. 1.2. der Richtlinie ausdrücklich fest­
gelegt, daß die Unterhaltsbeiträge bei einem Einkommen von 
über 2 000 M bzw. unter 350 M entsprechend den Tabellen­
werten fortzuführen sind.

Die neue Richtsatztabelle beginnt mit 350 M. Hierfür gibt 
es folgenden Grund: Einkommen unter 350 M sind der Un­
terhaltsfestsetzung selten zugrunde zu legen. Diese Ausnah­
men liegen z. B. vor, wenn der bzw. die Unterhaltsverpflich­
tete teilbeschäftigt ist, wenn Studenten Unterhaltsverpflich­
tete sind1 2 oder bei der Unterhaltszahlung von Rentnern un­
ter Beachtung der besonderen Orientierungen in Ziff. 2.5. 
der Richtlinie, soweit deren Rente oder Einkommen über 
der Mindestrente liegen.

Die Erfahrungen der Gerichte zeigen, daß in diesen Fäl­
len im allgemeinen Besonderheiten zu beachten sind, die 
auch bisher Abweichungen von den Richtsätzen erforderten. 
Insbesondere in diesen Fällen können die Hinweise der 
Ziff. 1.3. der Richtlinie über die ausnahmsweise Berücksich­
tigung der wirtschaftlichen Lage des Erziehungsberechtigten 
mit der Konsequenz, daß von ihm wegen des niedrigen Ein­
kommens des Unterhaltsverpflichteten höhere Leistungen für 
die Kinder zu erbringen sind, zum Tragen kommen. Auch 
die Hinweise über die Berücksichtigung besonderer Umstände 
auf seiten des Unterhaltsverpflichteten (Ziff. 4.3.) können zu 
einer verringerten Unterhaltshöhe führen.

Diese — in der Gesamtzahl der Unterhaltssachen weni­
gen — Fälle müssen unter Beachtung ihrer jeweiligen Beson­
derheiten differenziert behandelt und gelöst werden. Sie er­
fordern nicht, Einkommen unter 350 M weiterhin in der 
Richtsatztabelle anzuführen.

2. Materielle Leistungen, die der Unterhaltsverpflichtete 
für die Kinder erhält, sind nach Ziff. 1.4. der Richtlinie ohne 
Auswirkung auf die Höhe des Unterhalts, den der Verpflich­
tete zu erbringen hat. Sie sind als Nettobetrag dem Erzie­
hungsberechtigten bzw. den Kindern zur Verfügung zu stel­
len.

Die Ziff. 1.4. der Richtlinie erfaßt die breiten und vielfäl­
tigen Maßnahmen der Sozialpolitik unseres Staates und ihre 
Auswirkungen für die einzelne Familie unter zwei Gesichts­
punkten. Es wird klargestellt, daß es Aufgabe des Unter­
haltsverpflichteten ist, diese für die Kinder bestimmten Be­
träge an sie weiterzuleiten, wenn sie außerhalb seiner Fa­
milie leben. Zugleich enthält Ziff. 1.4. auch die Aussage, daß 
Leistungen, die der Unterhaltsverpflichtete für die Kinder 
in seiner Familie erhält, für die Unterhaltsbemessung unbe­
achtlich sind. Diese Fragen sind von praktischer Bedeutung, 
wenn der Höhe nach unterschiedliche Zahlungen erfolgen, 
z. B. das erhöhte Kindergeld von 100 M für das 3. und jedes 
weitere Kind.

Aus der Rechtsprechung und der Eingabenbearbeitung er­
gibt sich, daß die Unterhaltsverpflichteten mit großer Selbst­
verständlichkeit davon ausgehen, daß staatliches Kindergeld 
und andere Zuwendungen für die Kinder der Familie zugute 
kommen sollen, in der die Kinder leben. Ausgehend von die­
ser Erfahrung war es nicht erforderlich, in der Richtlinie 
festzulegen, daß die Gerichte im Urteilsspruch oder in der 
Urteilsbegründung ausdrücklich die Höhe des staatlichen Kin­
dergeldes oder anderer Zuwendungen und die Pflicht zur 
Weitergabe dieser Mittel seitens des Unterhaltsverpflichteten 
festzulegen haben. Es ist allerdings erforderlich, in der münd­
lichen Verhandlung hierauf einzugehen und die Eltern auf 
die Rechtslage hinzuweisen. Das gilt insbesondere für die 
Unterhaltsfestsetzung im Ehescheidungsverfahren. Hier kann
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